
 

 

Erklärung der Stadt Bietigheim-Bissingen zum 

"Sicheren Hafen" - Bereitschaft zur Aufnahme 

von geflüchteten Menschen  

Antrag 

Die GAL-Fraktion beantragt: 

1. Die Stadt Bietigheim-Bissingen unterstützt wie zahlreiche andere Städte und 
Gemeinden die überparteiliche Initiative „Seebrücke – Schafft sichere Häfen!“ und 
erklärt sich selbst zum „Sicheren Hafen“.  

2. Die Stadt Bietigheim-Bissingen erklärt sich dazu bereit, zusätzlich zu den 
bisherigen Zusagen des Bundes, Menschen aufzunehmen, die auf ihrer Flucht aus 
Seenot gerettet worden sind oder aus einem überfüllten Lager an den EU-
Außengrenzen evakuiert wurden, und teilt dies den zuständigen Behörden auf 
Bundes- und Landesebene mit.  

3. Der Gemeinderat appelliert an die Bundesregierung, sich nachdrücklich und 
verstärkt für die Bekämpfung der Fluchtursachen sowie für die Rettung von 
schutzsuchenden Menschen einzusetzen. Zudem fordert der Gemeinderat die 
Bundesregierung dazu auf, unverzügliche Hilfe zu leisten und dafür zu sorgen, 
dass jenseits der Konsensfindung auf europäischer Ebene Menschen aus 
griechischen Lagern nach Deutschland evakuiert werden. 

Begründung 

Angesichts der weltweiten Corona-Pandemie begreifen wir als Stadt Bietigheim-
Bissingen es als unsere humanitäre Pflicht, die sich zuspitzende Katastrophe in den 
griechischen Flüchtlingslagern abzuwenden. Ein Virus unterscheidet nicht nach 
Hautfarbe, Religion oder Geschlecht. Die Corona-Pandemie macht deutlich, dass wir 
Menschen alle auf die gleiche Weise verletzlich sind – und doch entscheiden die 
Lebensumstände über unsere Gefährdung.  

Es ist uns bewusst, dass für die Gewährung von Leistungen für die Versorgung von 
Asylbewerbern, die Unterkunftsplanung sowie die Steuerung der Anschluss-
Unterbringungen der Landkreis Ludwigsburg zuständig ist. Wir sehen auch, dass 
aufgrund der Corona-Krise die Überstellungen von Geflüchteten im Sinne der Dublin 
Verordnungen aktuell nicht ohne weiteres möglich sind.  

Dennoch sind wir in der Stadt Bietigheim-Bissingen in der Lage, solidarisch und 
mitmenschlich zu handeln und jene zu unterstützen, die von dieser Katastrophe 
besonders schwer betroffen sind. Das sind u.a. Alte, Arme, Obdachlose, 
Immunschwache und auch geflüchtete Menschen an den EU-Außengrenzen.  

14. April 2020 



Die Situation in den überfüllten Lagern ist katastrophal, es fehlt insbesondere an 
medizinischer Hilfe und hygienischer Grundversorgung. Gefangen und isoliert z.B. auf 
der griechischen Insel Lesbos sind die Menschen der Pandemie schutzlos ausgeliefert. 
Denn Schutzmaßnahmen, die auf dem europäischen Festland getroffen werden, sind 
dort schlicht unmöglich. 

Diese Entwicklung widerspricht aus Sicht des Bietigheim-Bissinger Gemeinderats ganz 
grundsätzlich den Werten unseres Zusammenlebens in der europäischen 
Gemeinschaft, welche von Menschlichkeit und Unterstützung geprägt sein sollte. 

In Deutschland gibt es bisher 143 „Sichere Häfen“, davon aktuell zwei im Landkreis 
Ludwigsburg, die ebenfalls bereit sind, Menschen aus Not – insbesondere auch aus 
der Seenotrettung – zusätzlich bei sich aufzunehmen. Das Engagement der „Sicheren 
Häfen“ wird von einem breiten Bündnis aus der Zivilgesellschaft getragen. Auch wir als 
Stadt wollen darauf aufmerksam machen und es im Rahmen unserer Möglichkeiten 
unterstützen, um eine schlimmere Katastrophe zu verhindern. Insbesondere die Punkte 
1, 5, 6, 7, 8, 9, 10 und 11 aus dem Forderungskatalog der Seebrücke halten wir auf 
kommunaler Ebene für umsetzbar. 

Auch während der Corona-Krise schauen wir in Bietigheim-Bissingen über den 
Tellerrand und begreifen es als unsere humanitäre Pflicht, gerade jetzt in der Corona-
Krise solidarisch zu handeln und unseren Beitrag zu leisten, um eine humanitäre 
Katastrophe in den griechischen Lagern abzuwenden.  

 

Für die GAL-Fraktion 

Simone Oehl 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anhang: Forderungen der „Seebrücke – Schafft sichere Häfen!“ 



 
 

 
Sicheren Häfen - Forderungen der SEEBRÜCKE 

 
Die SEEBRÜCKE setzt sich dafür ein, dass Menschen auf der Flucht einen Ort zum 
Ankommen finden - einen Sicheren Hafen. Dort, wo die Bundespolitik ihrer 
Verantwortung nicht gerecht wird, muss die kommunale Politik tätig werden. 
Kommunen können sich für ein sicheres Ankommen und neue rechtliche Rahmen 
einsetzen. Der Sichere Hafen ist ein Prozess, den bereits dutzende Städte, 
Landkreise und Gemeinden begonnen haben. Kommunen können in dem Prozess 
über die Zeit immer mehr Aspekte eines Sicheren Hafens erfüllen. Als SEEBRÜCKE 
begleiten wir den Prozess und dokumentieren, welche Schritte Kommunen aus 
unserer Sicht bereits gegangen sind (Kontakt: ​sichererhafen@seebruecke.org​). 
 
Zu einem Sicheren Hafen gehört für die SEEBRÜCKE, dass die Kommune: 
 
Öffentliche Solidaritätserklärung 
 

1. sich mit Menschen auf der Flucht, der Seenotrettung und den Zielen der 
SEEBRÜCKE solidarisch erklärt. 

 
Einsatz für sichere Fluchtwege und Unterstützung der Seenotrettung 
 

2. sich für sichere Fluchtwege und das Ende der EU-Abschottungspolitik 
einsetzt, damit Menschen nicht mehr auf lebensgefährlichen Routen fliehen 
müssen. 
 

3. sich öffentlich gegen die Kriminalisierung der zivilen Seenotrettung auf dem 
Mittelmeer positioniert und diese aktiv unterstützt, beispielsweise mit 
Öffentlichkeitsarbeit, Patenschaften, finanzieller Unterstützung oder der 
Beteiligung an einer Rettungsmission. 

 
4. sich darüber hinaus aktiv für staatliche Seenotrettungsmissionen einsetzt.  

 
Aufnahme von Menschen auf der Flucht 
 

5. sich gegenüber dem Bundesland und der Bundesregierung für die 
Einrichtung neuer bzw. für die deutliche Ausweitung bestehender 
Programme zur legalen Aufnahme von Menschen auf der Flucht einsetzt 
und dazu selbst Aufnahmeplätze zusätzlich zur Verteilungsquote 
(Königsteiner Schlüssel) anbietet (Humanitäre Aufnahmeverfahren des 
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Bundes, insbes. Resettlement-Programm, und Programme der Bundesländer 
nach §23 AufenthG). 

 
6. Plätze für die schnelle und unkomplizierte Aufnahme und Unterbringung 

von aus Seenot geretteten Menschen zusätzlich zur Verteilungsquote von 
Schutzsuchenden bereitstellt (z.B. im Rahmen eines Dublin- oder 
Relocation-Verfahrens). 
 

7. sich gegenüber dem Bundesland und der Bundesregierung für die Schaffung 
rechtlicher und finanzieller Rahmenbedingungen einsetzt, mit denen die 
Kommunen die Aufnahme von Menschen auf der Flucht über die 
Verteilungsquote hinaus tatsächlich selbstbestimmt realisieren können. 

 
Kommunales Ankommen und Bleiben gewährleisten 
 

8. für alle geflüchteten Menschen - unabhängig vom Fluchtweg - für ein 
langfristiges Ankommen sorgt. Um ein gutes und sicheres Leben in der 
Kommune zu gewährleisten, müssen alle notwendigen Ressourcen für eine 
menschenwürdige Versorgung, insbesondere in den Bereichen Wohnen, 
medizinische Versorgung und Bildung, und für die gesellschaftliche Teilhabe 
der Aufgenommenen zur Verfügung gestellt werden.  

 
9. für Bleibeperspektiven eintritt und sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten 

gegen Abschiebungen einsetzt. Sie ist nicht nur Sicherer Hafen, sondern 
zugleich Solidarische Stadt für alle Menschen. 

 
Vernetzung 
 

10. sich auf regionaler, nationaler und europäischer Ebene aktiv für die 
Umsetzung der oben genannten Punkte einsetzt. Dafür vernetzt sie sich mit 
anderen Städten und tritt dem kommunalen Bündnis “Städte Sicherer 
Häfen” bei. Sichere Häfen setzen sich in ganz Europa für eine 
menschenrechtskonforme europäische Migrationspolitik und ein Ende der 
Abschottungspolitik ein. 

 
Transparenz 

 
11. alle unternommenen Handlungen veröffentlicht. 

 


